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dann hat er wie er ſo oft ſchon mußte , einer falſchen ſittlichen Auf⸗
faſſung ohne härte , aber ernſt und feſt entgegenzutreten und
muß erwarten , daß das gerechte Geſetz zum § ührer werde auch auf
ſittlichem Sebiete . Das iſt dem guten Geſetze auf die Dauer immer
gelungen . “

Das Duell ſoll alſo als begünſtigtes Sonderdelikt bei⸗
behalten bleiben ! !

Es müſſen daher neben dieſem noch andere Wege
beſchritten werden ; als ein ſolcher wird aus guten
Gründen genannt :

2. Erhöhter geſetzlicher Schutz der Ehre .
Das heute geltende Recht ſieht bei der einfachen Belei⸗

digung Geloͤſtrafe bis zu 600 Mk . oder Gefängnis bis zu
einem Jahre vor , bei der tätlichen Beleidigung erhöht ſich
der Höchſtſatz auf 1500 Mk . oder 2 Jahre Gefängnis ; die
Verleumdung wird auch zunächſt nur mit Geldſtrafe bis zu
600 Mk . oder Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft ; nur
bei der Verleumdung wider beſſeres Wiſſen iſt ſofort auf
Gefängnis zu erkennen , und zwar bis zu 2 Jahren . Als
ſtrafbefreiend oder ſtrafmildernd ſteht aber dann die recht
dehnbare Wahrung berechtigter Intereſſen daneben , die
ſchon manchem Beleidiger den Weg zur Strafloſigkeit öff⸗
nete . Wenn nun viele Kreiſe ſchon der Unſicht ſind , daß
dieſe Strafmaße gegenüber der Derletzung der Ehre zu niedrig
ſeien , ſo kommt noch die recht milde Praxis der Gerichte dazu ;
unſere Gerichte halten ſich weit mehr an das Strafminimum
als an den Durchſchnitt des Strafmaßes . Sie müßten ſich
doch ſagen , daß der Geſetzgeber den Durchſchnittsſatz als
den Normalſatz angeſehen hat , und daß er nur in Aus⸗
nahmen Abweichungen nach unten , in kraſſen Fällen
nach oben zu geben wünſchte . Statt deſſen ſind die
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Minimalſtrafenj geradezu die Regel geworden ( 5 bis
50 mk . Geldſtrafe ) . Die Verhängung der Höchſtſtrafe

iſt ſchon ein juriſtiſches Ereignis . Gefängnisſtrafen ſind

ſehr ſelten . Auf dieſe Geſetzgebung und Praxis ſtützen ſich

nun die Duellfreunde mit dem krgument , daß ein ſolch

ungenügender Schutz der Ehre nicht genügend ſei . Mag

ſein ; aber dies bedeutet keine Rechtfertigung des Duells ,

ſondern man muß dann den Weg gehen , den die Zentrums⸗

fraktion des Keichstages ſchon am 21 . 4. 1890 beſchritten

hat durch den Antrag , „ daß zur wirkſamen Beſtrafung von

verleumdungen und Beleidigungen dem Reichstag ein

Geſetzentwurf vorgelegt werde , durch welchen die betreffen⸗

den Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches verſchärft werden “

( Druckſache Nr . 288 ) . Damals ſchien dieſer Wunſch auch

Ausſicht auf Erfolg zu haben ; denn Reichskanzler Fürſt

hohenlohe hat am 17 . November 1896 angekündigt :

„Hluch auf dem Gebiete des bürgerlichen Strafrechts ſind die

vorbereitungen für eine wirkſame Bekämpfung des Duells unaus⸗

geſetzt gefördert worden . Es darf erwartet werden , daß die beabſich⸗

tigte Underung auf dem Gebiete des ehrengerichtlichen Verfahrens

( dieſe iſt durch die Kabinettsordre von 1897 erfolgt ) eine heilſame

Rückwirkung auch auf diejenigen Kreiſe ausüben wird , welche den

militäriſchen Ehrengerichten nicht unterſtellt ſind . § ür den möglichen

Sall jedoch , daß dieſe Erwartung nicht in Erfüllung gehen ſollte , iſt

die Reichsregierung der Srage näher getreten , ob es geboten erſcheint ,

eine Verſchärfung der beſtehenden Geſetze über die Beſtrafung des

Zweikampfes und in Verbindung damit auch der von faſt allen Par⸗

teien als mangelhaft bezeichneten Beſtimmungen über die ſtrafrecht⸗

liche Sühne von Beleidigungen herbeizuführen . kluf Grund eines

Beſchluſſes des preußiſchen Staatsminiſteriums haben in dieſer Kich⸗

tung bereits eingehende Vorarbeiten im preußiſchen Juſtizminiſterium

ſtattgefunden . Wenn ſich dabei ergeben hat , daß einer befriedigenden

Cöſung der geſtellten Aufgabe nicht unerhebliche Schwierigkeiten ent⸗

gegenſtehen , ſo iſt doch zu hoffen , daß im Falle des Bedürfniſſes dieſe
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Schwierigkeiten unter Ihrer Mitwirkung ſich werden überwinden
laſſen . “

Inzwiſchen hat man von einer weiteren Verfolgung
dieſes Gedankens nichts mehr gehört . Es läßt ſich aber
nicht in Abrede ſtellen , daß der Schutz der Familienehre ein

ungenügender iſt und daß die Hrt , wie manche Beweis⸗
führungen bei Beleidigungen vor Gericht gehandhabt und
zugelaſſen werden , es vielen Bürgern ungemein erſchweren ,
den Beleidiger zur Strafe zu ziehen . Es gehen eine Reihe
von Vorſchlägen dahin , den Wahrheitsbeweis bei gewiſſen
Beleidigungen nicht zuzulaſſen , das Strafmaß zu erhöhen ,
dem Gerichte die Befugnis zu geben , feſtzuſtellen , daß der

Beleidiger ſich durch die Beleidigung ſelbſt an ſeiner Ehre
geſchädigt habe . Die im Jahre 1901 gegründete Antiduell⸗
liga ließ es ſich beſonders angelegen ſein , auf dieſem Ge⸗
biete Vorarbeiten zu leiſten . Huf dem Gebiete der Beleidi⸗

gung ſchlug ſie u. a. vor :

„1. Zu § 185 StGk . wird empfohlen : a ) Eine weſentliche
Erhöhung der Geldſtrafen und Kumulierung von Geld⸗ und Freiheits⸗
ſtrafen . b) Aufnahme einer Beſtimmung , wonach die höhe der Geld⸗
ſtrafen nicht nur nach der Schwere der Beleidigung , ſondern auch
nach den Vermögens⸗ und geſellſchaftlichen Verhältniſſen der Betei⸗
ligten , insbeſondere des Derurteilten , bemeſſen werden muß . o) Hls
Abſatz 2 des § 185 die Beſtimmung beizufügen : „ Die letztere Strafe
tritt ferner ein , wenn die Beleidigung in der Abſicht begangen wird ,
einen Zweikampf herbeizuführen . “

2. Zu § 186 StGB . wird empfohlen : Weſentliche Erhöhung
der Geldoͤſtrafen und Kumulierung von Geld⸗ und Freiheitsſtrafen .

5. Zu § 187 StõB . wird empfohlen : Das gleiche wie zu
Ziffer 2, ſowie ferner eine Beſtimmung , wonach wegen Verleumdungdie bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden können . “

Don der ſehr zutreffenden Beobachtung ausgehend , daß
Ehebruch die häufigſte Urſache der ſchweren Duelle iſt ,
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hat die Untiduelliga folgende vorſchläge dem Reichstage

unterbreitet :

„1. Der Keichsregierung wird zur Erwägung anheimgegeben ,

ob nicht eine Strafbeſtimmung dahin zu treffen ſei , wonach ein Mann

wegen Beleidigung eines Ehemannes mit Strafe bedroht wird , der

mit deſſen Ehefrau einen Umgang pflegt , der gegen die von der

Ehefrau ihrem Ehemann gegenüber geſchuldete Treue und Achtung

gröblich verſtößt , wenn er das Bewußtſein hatte , damit dem Ehe⸗

manne eine ſchwere Kränkung zuzufügen .

2. Es wird empfohlen , dem § 172 StGB . folgende Saſſung zu

geben : Der Ehebruch wird an dem ſchuldigen Ehegatten ſowie an

deſſen Mitſchuldigen mit Gefängnis bis zu 5 Jahren beſtraft . Uuch

kann auf Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden .

Die verfolgung tritt nur auf Hntrag ein . Wird dieſer nur gegen den

mitſchuldigen geſtellt , ſo bleibt der ſchuldige Ehegatte ſtraflos . Der

Ehebruch bleibt ſtraflos , wenn der andere Ehegatte den Ehebruch

geduldet hat .

3. Es wird ferner der Reichsregierung anheimgegeben , ob nicht

als Abſatz 1 folgende Beſtimmung dem § 172 zuzuſetzen ſei : Iſt der

Ehebruch von dem Ehemann begangen , ſo iſt der Antrag nur zu⸗

läſſig , wenn die Ehe wegen des Ehebruches geſchieden oder dieſer⸗

halb auf klufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt iſt . In dieſem

Salle kann der Untrag nicht geteilt werden . “

volle Beachtung verdient beſonders der erſte Vorſchlag :

denn der betrogene Chegatte kann durch alle möglichen

Umſtände beſtimmt werden , von dem Begehren einer Ehe⸗

ſcheidung abzuſehen ; er will ſich nicht ſcheiden laſſen , w eil

unerwachſene Kinder vorhanden ſind , oder weil die Srau

nur durch hinterliſtige Kniffe des Dritten zu dem Ehe⸗

bruch verleitet worden iſt , oder weil die Frau eine ſtark

huſteriſche , willenloſe Perſon iſt , die zu einem ſtarken Wider⸗

ſtand unfähig war . Soll in dieſen Fällen der ſchuldige Dritte

ſtraflos bleiben ? Hierfür fehlt jeder Grund ! Sodann er⸗

ſcheint es als ein Sehler des Geſetzes , daß der Untrag nicht



„ „ „ „ „ „ % „ % % ͤ % % « „ ͤ , 85

teilbar iſt . Bisher hat der betrogene Ehegatte nur die

lllternative , ſeinen Ehegatten und den Dritten beſtrafen
oder beide ſtraflos zu laſſen . Niemals iſt ihm die Möglich⸗
keit gegeben , ſeinen Ehegatten ſtraflos , den Dritten aber

beſtrafen zu laſſen . Die Folge davon iſt, daß faſt ſtets der

betrogene Ehegatte beide Schuldige ſtraflos laſſen muß ,
wenn Rinder vorhanden ſind .

Es iſt eine ſehr betrübende Tatſache , daß auch auf dieſem
Gebiete die hoffnungen nicht allzu groß ſind , und zwar ſo—⸗

wohl wegen der haltung des Reichstages und des Bundes⸗

rates , obwohl die beſte Begründung für eine Verſchärfung
der Strafen darin liegt , daß der Duellant mit einem gewiſſen
Scheine von Recht den heutigen Zuſtand für ſeine Unſchau⸗

ung ins Feld führen kann .

5. Eine neue Kabinettsordre des Kaiſers .
Wenn das ſtete Drängen auf Verſchärfung der Duell⸗

ſtrafen auch letzten Endes Erfolg haben muß , ſo weiß man

doch ganz gut , daß damit die Zweikämpfe nicht beſeitigt
werden , ſowenig der Diebſtahl aufhört , weil er ſtrenge

beſtraft wird . Darum muß hier — zumal es ſich lediglich
um ( usſchreitungen der oberen Geſellſchaftsſchichten han⸗
delt — ein autoritatives Wort des Kaiſers der Un —

ſitte ein Ende machen . Der Raiſer iſt in der Cage , das er —

löſende Wort zu ſprechen ; ein Federſtrich von ihm , und

das Duell iſt im Heere verboten ; dann verfällt es in allen

bürgerlichen Kreiſen der Cächerlichkeit . Der Raiſer hat

auch ſeinen Söhnen die Teilnahme am Zweikampf und am

Studentenduell ſtrengſtens unterſagt . Der Kaiſer hat eine

ſolche Machtfülle , daß er dem Duellunfug ſehr ſchnell ein

Ende bereiten kann . Der Raiſer iſt der hüter des Rechts
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